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Ausbildungsplatzabgabe
FORTSETZUNG VON SEITE 1

Das SPD-Vorhaben schaffe 
nur neue Belastungen insbe-
sondere für Mittelständler, 
die unter der Politik von Rot-
Grün schon genug zu leiden 
haben, so die CDU-Politiker. 
Es sei ökonomischer Unfug, 
mit immer neuen Steuern 
und Abgaben Unternehmen 
zu mehr Ausbildungsplätzen 
bewegen zu wollen.
Die Politik dieser Bundes-
regierung führe dazu, dass 
jede Viertelstunde ein Un-
ternehmen in Deutschland 
dicht machen muss - mit der 
schlimmen Folge, dass auch 
Ausbildungsplätze wegfal-
len. Statt mit symbolischer 

Politik die SPD-Linke zu be-
friedigen, betont der CDU-
Generalsekretär Meyer, sollte 
die Bundesregierung und die 
sie tragenden Parteien end-
lich auf eine Politik für mehr 
Wachstum setzen. Das wäre 
der wirksamste Weg zu mehr 
Ausbildungsplätzen. 
Edeltraut Töpfer nennt Zah-
len zu dem was sie „Bürokra-
tiemonster“ nennt. Die Aus-
bildungsplatzabgabe schaffe 
einen enormen Verwaltungs-
aufwand und damit verbun-
dene unnötige Kosten, die mit 
bis zu 70 Mio. Euro beziffert 
worden seien. Man rechne mit 
bis zu 1000 Beamten.

JOACHIM ZELLER - FORTSETZUNG VON SEITE 1

Strieder habe in der ihm 
eigenen Selbstüberschät-
zung viel zu spät die per-
sönlichen Konsequenzen 

aus den Vor-
gängen um 
Filz,        Be-
günstigung 
E i n z e l n e r 
und Spen-
d e n s u m p f 
der letzten 
W o c h e n 
g e z o g e n 
und damit 

dem Ansehen der Ber-
liner Politik insgesamt 
und bundesweit gescha-
det. Der Gesamtvorgang 

„Wahnsinnsbürokratieme-
chanismus.“ Peer Stein-
brück, SPD, nordrhein-west-
fälischer Ministerpräsident, 
Die Welt, 20.04.2004
++++++++++++++++++++++
„Die Ausbildungsplatzum-
lage ist der falsche Weg. 
[...] Das führt nicht dazu, 
dass mehr Lehrstellen an-
geboten werden, das könn-
te sogar den genau gegen-
teiligen Effekt haben, denn 
die Ausbildungsplatzabga-
be muss finanziert werden 
von Unternehmen. Diese 
Finanzierung wird letztlich 
dazu führen, dass weniger 
Stellen bereitgestellt wer-
den.“ Wolfgang Wiegard, 
SPD, Vorsitzender des Ra-
tes der „Wirtschaftswei-
sen“, Deutschlandfunk, 
20.04.2004
++++++++++++++++++++++
„Bürokratisch, schrecklich 
bürokratisch. Sie trifft bei-
spielsweise Unternehmen, 
die auch nicht ausbilden 
können.“
Heide Simonis, SPD, 
schleswig-holsteinische 
Ministerpräsidentin, SAT.1, 
19.04.2004
++++++++++++++++++++++
„Es wird durch die Umlage 
keinen einzigen zusätz-
lichen Ausbildungsplatz 
geben. Freiwilliges Enga-
gement kommt sofort zum 
Erliegen und es ist der erste 
Schritt in den Einstieg, dass 
auch der Staat für die Be-
rufsausbildung die Verant-
wortung übernimmt.“
Harald Schartau, SPD-
Vorsitzender sowie Wirt-
schafts- und Arbeitsmi-
nister von NRW, ZDF, 
18.04.2004
++++++++++++++++++++++
„Murkslösung.“
Hubert Ulrich, mittelstand-
spolitischer Sprecher der 
Grünen im Bundestag, Der 
Tagesspiegel, 14.04.2004
++++++++++++++++++++++
„Einer bundesweiten Aus-
bildungsumlage kann und 
werde ich im Bundesrat 
nicht zustimmen.“
Kurt Beck, SPD, rheinland-
pfälzischer Ministerprä-
sident, Bild am Sonntag, 
04.04.2004

Aber: Diese Senatskrise ist 
gleichzeitig eine Regierungs-
krise des Regierenden Bür-
germeisters Klaus Wowereit. 
Strieders Rücktritt ist ein 
Schuldeingeständnis, das 
an Deutlichkeit nichts zu 
wünschen übrig lässt. Auch 
nach seinem Rücktritt hat er 
unserer Stadt eine schwere 
Hypothek hinterlassen. Die 
rot-rote Koalition war seine 
Idee. Der großartig angekün-
digte Mentalitätswechsel 
– ein Produkt des Führungs-
duos Wowereit/Strieder. 
Doch was ist nach Strieders 
kleinlautem Abgang übrig-
geblieben? Ein fahler Beige-
schmack von Genossen-Filz, 
Vetternwirtschaft und Spen-
denaffären. Strieder ist nun 
von der politischen Bühne 
abgetreten. Aber Klaus Wo-
wereit ist noch in der Pflicht.

Der Regierende Bürgermeis-
ter muss endlich Führung 
zeigen. Wenn er dazu nicht in 
der Lage ist, sollte dieser Se-
nat die Konsequenzen ziehen 
– und geschlossen zurücktre-
ten. Der Schnellschuss Wo-
wereits, mit der Nachfolge 
auf dem Posten des zurück-
getretenen `Supersenators´ 
Strieder, die Staatssekretärin 
Junge-Reyer zu betrauen, ist 
eine reine Notlösung. Hier 
hätte Wowereit einen Befrei-
ungsschlag mit zukunftswei-
sender Richtung vornehmen 
können, in dem er anstelle 
dieser Hauslösung für die 
Besetzung des Superressorts 
Stadtentwicklung, Bauen, 
Wohnen und Verkehr einen 
externen Kandidaten ge-
sucht hätte. 
Berlin hätte, nachdem in den 
vergangenen Monaten die-

ses Ressort nur noch durch 
die Querelen um den Chef 
gelähmt war, frischen Wind 
gebraucht. Frau Junge-Reyer 
muss zunächst zeigen, ob sie 
fachlich in der Lage ist, das 
Amt auszufüllen. Und noch 
eines ist klar: Die Arbeit des 
Untersuchungsausschusses 
zum Tempodrom und die 
SPD-Spendenpraxis beginnt 
gerade erst. Die Staatsan-
waltschaft ermittelt weiter-
hin gegen führende Mitglie-
der des Senats. Und auch die 

Hintergründe der dubiosen 
SPD-Spenden sind offenbar 
noch lange nicht geklärt. 
Die gegen führende SPD-Mit-
glieder gerichteten Vorwürfe 
müssen mittels des bereits 
eingesetzten U-Ausschusses 
aufgeklärt werden. Am Ende 
wird sich zeigen, inwieweit 
die SPD wirklich bereit ist, 
ihren eigenen Worten Taten 
folgen zu lassen: Ein Menta-
litätswechsel in Berlin - ohne 
Filz und Vetternwirtschaft.

offenbare zudem in er-
schreckender Weise die 
Führungsschwäche des 
Regierenden Bürgermeis-
ters und die Handlungs-
unfähigkeit des Wowe-
reit-Senats.
Joachim Zeller: „Wowe-
reit war und ist in der 
Verantwortung für die 
Vorgänge, die Peter Strie-
der zu seinem Zeitlupen-
Rücktritt bewogen ha-
ben. Die Sache ist damit 
keinesfalls abgeschlos-

Schwerste Senatskrise
sen. Nach wie vor wird 
gegen Senatsmitglieder 
staatsanwaltlich ermit-
telt, Strieder hat seinen 
Hut genommen, PDS-Se-
natoren sind ohne Mehr-
heit in der eigenen Partei, 
Wowereit macht Urlaub - 
dieser Senat ist in seiner 
schwersten Krise und die 
gebeutelte Stadt ohne 
politische Führung. Rot-
Rot ist vor dem Ende - der 
Ruf nach Neuwahlen wird 
lauter.“

Fortsetzung von Seite 1: Untersuchungsausschuss

Zoff in der SPD  
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